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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 22/65 — des 


Dr. Arthur Gierke, Waldmichelbach, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird als unzulässig zurück- 
gewiesen. 


Tatbestand 

Mit Schreiben vom 18. Oktober 1965 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch eingelegt und begründet. 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor, 

er sei durch schwere Rechts- und Verfassungsbrüche 
der Hessischen Landesregierung und Justiz daran 
gehindert worden, die von ihm im Jahre 1958 ge- 
gründete Christlich Soziale Partei zu entwickeln 
und Kandidaten zu den Landtags- und Bundestags- 
wahlen aufzustellen. Das sei auch bei den Wahlen 
zum 5. Deutschen Bundestag der Fall gewesen. 
Diese Hinderung ergebe sich aus seinem schon 9 
vfahre andauernden Rechtsstreit mit dem Land Hes- 
sen und aus seinen zahlreichen Anzeigen. 

Nach Mitteilung des Amtsgerichts Bensheim vom 
14. Februar 1966 wurde der Einspruchsführer wegen i 
Geistesschwäche entmündigt. Aus den beigezogenen 1 
Akten des Amtsgerichts Waldmichelbach — Abt. ' 
Vormundschaft ■ — Az. VII 4/61, bei dem auch die i 
Vormundschaft geführt wird, ergibt sich, daß die | 


Entmündigung zum Zeitpunkt der Bundestagswahl 
noch fortbestand. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form- und fristgerecht einge- 
legt, aber nicht zulässig. 

Gemäß § 2 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes kann 
ein Einspruch nur von einem Wahlberechtigten bzw. 
einer Gruppe von Wahlberechtigten eingelegt wer- 
den, Nach § 13 Nr. 1 des Bundeswahlgesetzes ist 
vom Wahlrecht ausgeschlossen, wer entmündigt ist 
I oder unter vorläufiger Vormundschaft oder wegen 
geistiger Gebrechen unter Pflegschaft steht. 

Da der Einspruchsführer am Tage der Bundestags- 
wahl entmündigt war, war er gemäß § 13 Nr. 1 
; BWG vom Wahlrecht ausgeschlossen und ist des- 
halb gemäß § 2 Abs. 2 WPG nicht einspruchsbe- 
rechtigt. Der Einspruch war daher als unzulässig zu- 
rückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages - — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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